
 

 

Förderrichtlinien Demokratie Leben 
1. Präambel  

Die Partnerschaft für Demokratie soll die zielgerichtete Zusammenarbeit aller vor Ort relevanten Akteure für 

Aktivitäten gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit fördern sowie die Entwicklung eines 

demokratischen Gemeinwesens unterstützen und zur nachhaltigen Entwicklung lokaler und regionaler Bündnisse 

in diesen Themenfeldern beitragen. Im partnerschaftlichen Zusammenwirken, insbesondere von kommunaler 

Verwaltung und Zivilgesellschaft, wird eine lebendige und vielfältige Demokratie vor Ort sowie eine Kultur der 

Kooperation, des respektvollen Miteinanders, der gegenseitigen Anerkennung und Unterstützung 

weiterentwickelt. 

2. Förderziele 

Damit ihr Projekt von der Partnerschaft für Demokratie Wolfsburg gefördert werden kann, müssen Sie 

mindestens eins der folgenden Ziele verfolgen, die sich in den drei Handlungsfeldern bewegen. Es reicht aus, 

wenn Sie sich bei Ihrem Projekt auf ein einzelnes Ziel beschränken, Sie können aber auch gerne mehrere Ziele 

verfolgen.  

1. Handlungsfeld Demokratieförderung: 

 die Förderung des demokratischen Engagements, 

 das Erleben von demokratischer Selbstwirksamkeit, 

 die Stärkung von (digitalen) Demokratiekompetenzen, 

 die Weiterentwicklung von demokratischen, teilhabeorientierten Verfahren, Regeln und Strukturen, 

 die Befähigung zur demokratischen Dialog- und Konfliktfähigkeit – individuell, gesellschaftlich und 

institutionell  

 der Schutz der demokratischen Zivilgesellschaft 

2. Handlungsfeld Vielfaltgestaltung: 

 die demokratische Gestaltung gesellschaftlicher Vielfalt und die Anerkennung von Vielfalt, 

 der Abbau von Marginalisierung und Diskriminierung in Form von Gruppenbezogener 

Menschenfeindlichkeit, 

 die Gestaltung solidarischen Handelns und eines respektvollen Umgangs mit Unterschieden, 

 das Empowerment und die Teilhabe der von Diskriminierung betroffenen Menschen  

 die Förderung des Umgangs mit Flucht und Migration sowie die Erweiterung von Schutz und 

Teilhabemöglichkeiten von Geflüchteten und Zugewanderte 

3. Extremismusprävention 

 Beratung und Unterstützung betroffener Menschen, Verbände und Institutionen im Umgang mit jeglicher 

Form von Extremismus, Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sowie damit verbundenen 

Diskriminierungen. 

 Stärkung der Arbeit gegen Hass im Netz und Desinformation. 

 Verhindern demokratiegefährdender Phänomene wie die Hinwendung zu gewaltbereiten oder 

antidemokratischen Ideologien und Organisationen. 

 Präventionsarbeit, von der Aufklärung und Reflexion über die Vermittlung von Wissen bis hin zu einer 

(sozial-)pädagogischen Arbeit mit Menschen, die bereits Zeichen von Radikalisierungen aufweisen oder 

aus entsprechenden Szenen aussteigen wollen. 

 Stärkung der Arbeit zu entsprechenden Gefährdungslagen in Strafvollzug und Bewährungshilfe 


